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Stefanie Hürtgen* 
Europäische Interessenvertretung –  
eine Frage der nationalen Kultur?** 
Zusammenfassung – Im folgenden Artikel wird der verbreiteten These widersprochen, eine 
Europäisierung von Arbeitnehmervertretung scheitere zuvorderst an nationalkulturellen Di-
vergenzen. Statt wissenschaftlich aufgefundene Deutungsmuster europäischer Akteure analy-
tisch v. a. auf je nationale Kulturen zurückzuführen, wie es die hier kritisierten Autoren 
(Klemm/Kraetsch/Weyand) vorschlagen, wird im Artikel dafür plädiert, auch in den soziologi-
schen Betrachtungen Europäisierung als „Mehrebenenprozess“ zu verstehen, der die nationale 
Ebene zwar in „wettbewerbsstaatlicher“ Form befestigt, aber gerade deswegen zugleich auch 
lokale und transnationale (europäische) Handlungsdynamiken aufwertet. In der Konsequenz ist 
nicht nur der Kulturbegriff neu zu bestimmen und die selbstverständliche Voraussetzung einer 
nationalen Kultur zu kritisieren, sondern vor allem müssen, wie im Artikel beispielhaft skiz-
ziert, Deutungsmuster und Vorstellungsweisen von z. B. Euro-Betriebsräten auch als Bestand-
teil einer transnationalen (europäischen) Auseinandersetzung begriffen werden, die ihrerseits 
derzeit in stark verbetrieblichter Form verläuft. 
European Collective Bargaining –  
a Question of Overcoming National Cultures? 
Abstract – This article challenges the widespread thesis that the effective Europeanisation of 
workers representation is above all limited to national cultural differences. Instead of explain-
ing, for example, the statements of European Works Council members solely within the 
framework of national thinking and traditions, as do the authors criticised in this article 
(Klemm/Kraetsch/Weyand), this paper proposes to use the concept of Europeanisation as a 
multi-level-process also for sociological analysis. In this multi-level-process, the national level is 
strengthened, owing to competition between states, which affects the dynamics of both sub-
national and transnational (European) negotiations. As a result, this article questions the as-
sumption that culture is above all nationally determined, and it proposes a broader discussion 
of the concept. As this article seeks to show, the concepts and ideas of European employee 
representatives have to be seen as an integral part of a transnational (European) social conflict, 
which itself is often carried out in a decentralised manner. 
Key words:  European bargaining, Eastern Europe, solidarity, trade unions, 
European Work Councils (JEL: N44, J50, P10, P20, Z10) 
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Einleitung  
Matthias Klemm, Clemens Kraetsch und Jan Weyand schlagen zur Analyse der euro-
päischen betrieblichen Mitbestimmung einen kultursoziologischen Zugang vor, um 
interkulturelle Kommunikationsweisen und Wertvorstellungen stärker ins Zentrum zu 
stellen. Sie begründen dies mit der Notwendigkeit, den „gewaltigen Unterschieden“ in 
den nationalen Kulturen und Traditionen gerecht zu werden, die auf der europäischen 
Ebene von Interessenvertretung überbrückt werden müssten (Klemm et al. 2011a: 
311). Im Folgenden möchte ich zunächst kurz darlegen, warum ich das grundlegende 
Anliegen der Autoren, sich stärker den Wert- und Normvorstellungen von in diesem 
Fall Europäischen Betriebsräten (EBR) zuzuwenden, für sinnvoll halte, will dann aber 
zeigen, dass eine Untersuchungsperspektive, die kulturelle Praktiken allein als national 
gewachsene konzipiert, die anschließend auf der europäischen Ebene in Konflikt mit-
einander geraten, deutlich zu kurz greift. Vielmehr müssen, so meine Argumentation, 
die Deutungshorizonte der  BelegschaftsvertreterInnen in den EBR von vornherein 
sowohl als nationale wie auch als regionale und europäische analysiert werden. Dies 
möchte ich beispielhaft skizzieren, erstens anhand einer Einordnung der von Klemm 
et al. aufgefundenen Solidaritätsverständnisse in die europäischen Entwicklungen nach 
1989, wobei ich die (immer zugleich umkämpfte) hegemoniale Position des deutschen 
Produktionsmodells sowie ihr Verlustiggehen im Laufe der 90er Jahre ins Zentrum 
stelle. Zweitens will ich anhand der Frage der Verbetrieblichung von Belegschaftsver-
tretung, die sich nicht nur von nationalen Arbeitsmodellen besondert und diese relati-
viert, sondern die als „Verbetrieblichung auf europäischem Niveau“ selbst zum euro-
päischen, standortdiversifizierten  Kontext von EBR-Deutungsmustern geworden ist, 
die Problematik einer nationalen Einordnung dieser Deutungsmuster verdeutlichen. 
Dreh- und Angelpunkt bei der Frage nach den Solidaritätsverständnissen der EBR-
VertreterInnen ist in dieser Perspektive dann nicht mehr ein Konzept der Konfronta-
tion je national-kultureller Standpunkte und Konzeptionen, sondern die Frage, welche 
Interessen und welche Solidaritätsformen auf den verschiedenen Ebenen (lokal, nati-
onal, europäisch) als (kulturell) legitime konstruiert werden.  
Deutungen als handlungsgenerierende Sinnstrukturen  
Klemm et al. wollen am Beispiel des Solidaritätsverständnisses der von ihnen befrag-
ten Euro-Betriebsräte zeigen, dass die derzeitigen Schwierigkeiten mit europäischer 
Standortsolidarität nicht (nur) aus der objektiven Situation konkurrenzgetriebener 
Vermarktlichung oder aus einer mangelnden Bewusstseinslage der Protagonisten zu 
erklären sind. Vielmehr müssten die Verständigungen über Solidarität selbst stärker als 
Aushandlung und Auseinandersetzung begriffen werden. Interessen, so die Autoren 
wiederholt, lägen nicht einfach „objektiv“ vor, vielmehr seien nationale „kulturelle 
Unterschiede“ der Beteiligten zentral, aus deren heraus Problemdefinitionen und Vor-
stellungen (z. B. eben von Solidarität) entwickelt würden. In den EBR träfen dann, so 
die Autoren, die von den Protagonisten je selbstverständlich als die allgemeingültig 
aufgefassten nationalen Solidaritätsverständnisse aufeinander, was zu Irritation und 
Frustration führe, bis hin zum drohenden Abbruch der Kommunikation. Diesen Ge-
danken entwickeln Klemm et al. anhand einer typisierenden Unterscheidung zwischen 
einem „deutschen“ und einem „mittelosteuropäischen“ (gemeint sind hier konkret 
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Ungarn und Tschechien) Solidaritätsverständnis. Das deutsche Verständnis zeichne 
sich – aufbauend auf entsprechenden Regeln der hiesigen industriellen Beziehungen – 
durch ein über ein starkes Delegationsprinzip initiiertes machtbewusstes Auftreten mit 
einem hohen Allgemeinheitsanspruch aus, ein Vertretungsanspruch, der auch die 
MOE-Standorte umfasse, während das Verhalten der dortigen EBR-KollegInnen als 
„unsolidarisch“ angesehen werde, da diese bereit seien, deutsche Produktionskapazitä-
ten bei deutlich schlechteren Sozialstandards zu übernehmen. Das mittelosteuropäi-
sche Solidaritätsverständnis wird von Klemm et al. dagegen als ein auf Autonomie 
und faktische Handlungsmöglichkeiten ausgerichtetes gezeichnet, das sich insbesonde-
re gegen den als Bevormundung empfundenen Mitvertretungsanspruch der deutschen 
EBR-KollegInnen richte.  
Der Beschreibung eines gleichsam blockierten Verständigungsprozesses, bei de-
nen sich die ProtagonistInnen der jeweiligen Länder bzw. Regionen in stereotyper 
Form aufeinander beziehen, kann zunächst weitgehend zugestimmt werden. Zwar 
finden sich empirisch auch andere Konstellationen, beispielsweise MOE-Vertre-
terInnen, die eine Führungsrolle der deutschen EBRlerInnen gutheißen und akzeptie-
ren (s.u.), insgesamt aber kann in Bezug auf das Verhältnis zwischen deutschen und 
mittelosteuropäischen BelegschaftsvertreterInnen als verbreitet und typisch ange-
nommen werden: ein Allgemeinheitsanspruch hier, der zurückgewiesen wird dort, 
verbunden mit dem Vorwurf der unlauteren Konkurrenz hier und der unlauteren 
Ausnutzung des (gerade bei Investitionen in MOE häufig gegebenen) besseren Zu-
gangs zu den deutschen Konzernzentralen dort. 
Anders allerdings als es die Autoren nahelegen, die für einen stärkeren Einbezug 
nationaler sozialer und kultureller Hintergründe in die Analysen plädieren, nimmt die 
seit längerem anhaltende Debatte über die Entwicklung der EBR hin zu Gremien der 
europäischen Mitbestimmung durchaus verbreitet je nationale Kontexte und Instituti-
onen zum Ausgangspunkt ihrer Betrachtung. Dabei wird zwar insbesondere in Bezug 
auf Mittelosteuropa teilweise sehr grob argumentiert (vgl. zur Kritik Hürtgen 2008: 
40ff.), aber es wird durchaus gefragt, wie „nationale Einstellungsmuster“ überwunden 
werden können, um zu einer europäischen Mitbestimmung und einem „europäischen 
Bewusstsein“ zu gelangen (bspw. Altmeyer 2004; Kotthoff 2006; Lecher et al. 1998).  
Was den Ansatz von Klemm et al. auszeichnet, scheint mir weniger die betonte 
Bedeutung nationaler Kulturen als vielmehr der Vorschlag, sich mit den konkreten 
Deutungsmustern und Vorstellungsweisen der Belegschaftsvertreter methodisch 
und heuristisch intensiv auseinanderzusetzen (in diesem Fall dem Solidaritätsver-
ständnis). Anders als in der sonstigen EBR-Literatur üblich, in der das erhobene 
qualitative Datenmaterial häufig als Expertenaussage behandelt und nur wenig auf 
seine inneren (In-)Kohärenzen und impliziten Aussagen hin untersucht wird, gehen 
Klemm et al. in die Richtung von detaillierten Deutungsmusteranalysen und können 
so implizite, d.h. den Interviewpartnern nicht bewusst verfügbare, aber gerade damit 
u.U. besonders handlungsrelevante Sinnstrukturen auffinden. Nur auf diese Weise, 
so argumentieren Klemm et al. aus meiner Sicht völlig richtig, kann der Prozess der 
Konstruktion von sozialen Beziehungen in den Blick geraten, und EBR werden nicht 
stets aufs Neue auf ein (solidarisches) Funktionieren hin betrachtet, von dem an sich 
klar zu sein scheint, was es bedeutet. Erst wenn die von den Akteuren produzierten 
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Zeichen und Deutungen als handlungsgenerierende Sinnstrukturen in den Blick 
kommen, erst dann, so verstehe ich ihr Plädoyer für einen kultursoziologischen Zu-
gang, können die „Prozessstrukturen der Herstellung von Handeln“ (Przyborski/ 
Wohlrab-Sahr 2010: 32) fokussiert und die EBR-Gremien als Orte der Auseinander-
setzung und der Hervorbringung von Wertvorstellungen und damit die EBR-
Mitglieder als soziale Akteure gefasst werden.1 Allerdings schließt daran die Frage an, 
wie man die aufgefundenen Deutungsmuster einordnet und interpretiert, und hier 
scheint mir eine Rückführung allein auf die nationale Ebene viel zu begrenzt.  
Grenzen des methodologischen Nationalismus 
Eine vor allem nationalstaatliche Vergleichsuntersuchung ist in der Diskussion als 
„methodologischer Nationalismus“ mittlerweile strittig geworden, allerdings zeigen die 
Debatten, dass es umgekehrt auch nicht einfach um eine „kosmopolitische“ Auflö-
sung der nationalen Analyseperspektive (vgl. Beck/Grande 2004) gehen kann.  
Eine auf den Nationalstaat orientierte Sozialanalyse entwickelte sich verstärkt im 
20. Jahrhundert, als mit der Herausbildung nationaler Wohlfahrtsstaaten in West- und 
Nordeuropa tradierte Sozialzusammenhänge weitgehend aufgelöst und relativiert wur-
den, sich zugleich aber ein Prinzip nationalstaatlicher politischer Gleichheit durchsetz-
te (vgl. Heidenreich 2006: 20ff.). Eben dieses Spannungsfeld zwischen propagierter 
politischer Gleichheit einerseits und Fortexistenz sozialer Ungleichheiten andererseits 
wurde zum Ansatzpunkt der entstehenden Sozialanalysen (ebd.). Aktuelle Entwick-
lungen der Globalisierung und Europäisierung wiederum bestehen nicht in einer ‚Auf-
lösung’ des Nationalstaates. Vielmehr kommt es zwar in wachsendem Maße zu einer 
Vereinheitlichung europäischer Regularien und zur Durchsetzung der sog. vier 
Grundfreiheiten in Europa (Waren-, Personen-, Kapital- und Dienstleistungsverkehr), 
was teilweise auch zum ‚Abschmelzen’ von nationalen Politikunterschieden führt, dies 
aber nicht zugunsten des Aufbaus einer gemeinsamen europäischen Sozialstaatlichkeit, 
sondern bei weitgehender Fortexistenz von unterschiedlichen nationalen Sozial- und 
Beschäftigungssystemen, die sich zunehmend „wettbewerbsstaatlich“ aufeinander 
beziehen (vgl. z. B. Busch 2005). Entsprechend kann eine Analyseperspektive nicht 
auf die Überführung von nationalen hin zu europäischen Einstellungsmustern setzen, 
sondern es werden Kulturen, Wissensbestände, Diskurse und vor allem die Gestaltun-
gen der eigenen Lebensverhältnisse  als vorrangig von nationalen Umständen bedingt 
erfahren und bearbeitet (vgl. Mills/Blossfeld 2003).  
Allerdings bedeutet die Fortexistenz nationalstaatlicher Konstellationen genau 
nicht, dass sich kein europäischer Sozial- und Handlungsraum entwickeln würde. Da-
mit sind nicht nur die wirtschaftlichen und politischen Verflechtungen als „objektive 
Grenze des methodologischen Nationalismus“ (Heidenreich 2006: 25) gemeint. Viel-
mehr gerät in den letzten Jahren in den Sozialwissenschaften zunehmend in den Blick, 
dass diese objektiven Verflechtungen auch subjektive Handlungsparameter darstellen, 
                                                          
1  „Ein häufiges Missverständnis qualitativer Methoden besteht in der Annahme, man müs-
se Wissen in Bezug auf den Forschungsgegenstand lediglich abfragen, sammeln und do-
kumentieren. Dies ist u. a. eine Aufgabe der sozialen Berichterstattung, aber kein prinzipi-
elles Kennzeichen qualitativer Methodologie“ (Przyborski/Wohlrab-Sahr 2010: 32).  
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dass also Normen und Identitäten, Vergleichsmaßstäbe und Anerkennungskämpfe 
sich auch im europäischen Maßstab herausbilden (ebd.; vgl. auch Delhey/Kohler 
2006). Zugleich scheinen sich jene Voraussagen zu bewahrheiten, die von einer Zu-
nahme regionaler und sozialer Spaltungen durch Globalisierung und Europäisierung 
ausgingen (Jessop 1997). 
Treffen diese Annahmen sowohl einer Europäisierung als auch einer Segmentie-
rung des Sozialen bei gleichzeitiger Fortexistenz nationalstaatlicher Regulierung zu, 
dann müssen auch die aufgefundenen Deutungsmuster von Euro-Betriebsräten auf 
die verschiedenen Ebenen, auf denen sich derzeit Vergesellschaftungsprozesse abspie-
len, bezogen werden. Anders gesagt: das von der Politikwissenschaft schon vor ge-
raumer Zeit als ein dynamisches Mehrebenensystem der politischen Regierung diagnosti-
zierte Europa (Jachtenfuchs/Kohler-Koch 1996) sollte sich analytisch auch in der 
Akteursperspektive wiederfinden (vgl. einen ähnlichen Gedanken bei Hauser-Ditz et 
al. 2010: 56ff.). Auf all diesen Ebenen finden Prozesse der Auseinandersetzung statt, in 
denen Deutungsmuster eine relevante Rolle spielen.2 Diese dann wieder allein auf die 
nationale Kultur zuzuspitzen birgt die Gefahr einer Essentialisierung der Befunde, was 
den ungleichzeitigen Dynamiken nicht gerecht wird (vgl. die frühen Kritiken von Hy-
man 1998; Hege 1998; Meardi 2000: 25ff.). 
Dabei geht es nicht um eine additive Ergänzung ‚fehlender’ (lokal-regionaler, eu-
ropäischer usw.) Analyseebenen. Stattdessen gilt es, die aufgefundenen Deutungsmus-
ter als Ausdruck einer sozialen Praxis zu begreifen, die sich selbst als dynamischer 
Mehrebenenprozess darstellt. Eine solche Herangehensweise führt dann zu anderen 
Fragestellungen und Ergebnissen, wie im Folgenden anhand der europäischen Ent-
wicklungen nach 1989 skizziert wird.  
Postfordistische Ankunftsmodelle  
In den frühen 90er Jahren begrüßten viele deutsche Betriebsräte und Gewerkschafts-
vertreterInnen (besonders der Automobilindustrie, in der schon sehr bald fast voll-
ständig verlagerten Textilindustrie sah das anders aus, vgl. Lungwitz 2009) zunächst 
den Aufbau von Standorten in Mittelosteuropa, wurden diese doch damals vor allem 
als „Markterweiterung“ und damit Stärkung des eigenen Unternehmens angesehen 
(vgl. Blöcker 2009: 90f.). Sich selbst sahen sie dabei, wie es auch Klemm et al. erwäh-
nen (2011b: 331), verbreitet als Helfer und Unterstützer im Aufbau der industriellen 
Beziehungen in Mittelosteuropa – die ihrerseits in der Debatte nicht selten als „Ent-
wicklungsländer“ dargestellt wurden (vgl. Magazin Mitbestimmung 1993).  
Es war kein Zufall, dass es im Europa der frühen 90er Jahre vor allem die deut-
schen Belegschaftsvertreter waren, die mit besonderem Selbstbewusstsein auftraten. 
Während in französischen Gewerkschaften bereits ein starker Mitgliederverlust einge-
setzt hatte und sich die englischen Gewerkschaften mit neoliberalen Angriffen des 
Thatcherismus auseinandersetzen mussten, erlebte die bundesdeutsche Ökonomie 
unmittelbar nach der Wiedervereinigung einen Aufschwung, die Gewerkschaften zu-
nächst einen erheblichen Mitgliederzuwachs und zumindest die westdeutschen Be-
                                                          
2  Baga/Bugozány (2009) stellen dar, wie sich die Konfliktdynamik eines „eigentlich“ loka-
len Ereignisses dann lokal, national und europäisch entwickelt.  
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triebsräte schienen unangefochten. Als Basis des deutschen Erfolges galt dabei die 
„ausgehandelte Flexibilisierung“ – im Unterschied zur angelsächsischen „kapitalorien-
tierten Flexibilisierung“ (Koch 2003) – mit anderen Worten das, was wenig später als 
Herzstück des „Modells Deutschland“ bzw. des „Rheinischen Kapitalismus“ disku-
tiert wurde: moderne Arbeitstechnologien, gepaart mit stabilen und verlässlichen Ar-
beitsbeziehungen, einem hohen Qualifikations- und Lohnniveau und einer institutio-
nell verankerten „Kultur der Mitbestimmung“, die zusammen den Weg hin zu einer 
diversifizierten Produktion absicherten (Sorge/Streeck 1988; Hoffmann 2006). Die 
betriebliche Mitbestimmung und ihre Protagonisten, die Betriebsräte, stellten nach 
einhelliger Auffassung das Zentrum dieses deutschen Produktionsmodells dar. Die 
Betriebsräte hatten in den anderthalb Jahrzehnten vor der Wiedervereinigung sehr an 
Akzeptanz seitens der Arbeitgeber gewonnen, wesentlich auch als Ansprechpartner 
zur abgestimmten Durchsetzung von ökonomischen Umstrukturierungen (Eber-
wein/Tholen 1990; Müller-Jentsch 1995: 60ff.). Gerade sie, die Betriebsräte, verkör-
perten daher die gelungene Fortsetzung eines stabilen Klassenkompromisses, der in 
anderen Ländern schwierig geworden war.3 
Eingebettet war diese Position des deutschen Modells der industriellen Beziehun-
gen dabei in eine Phase der Europäisierung, die ihrerseits – mit der Ratspräsident-
schaft von Jacques Delors verbunden – auf eine verstärkte Einbindung der Gewerk-
schaften und Sozialpartnerschaft zu setzen schien (Deppe 2003). Nicht nur die Ein-
führung der „Sozialdialoge“ (vgl. Keller 2005) und die Vorbereitung der Richtlinie zu 
den Euro-Betriebsräten fallen in diese Zeit, auch im EG-Vertrag selbst war „der Dia-
log zwischen den Sozialpartnern auf Gemeinschaftsebene“ vorgesehen (Artikel 139). 
Auf diese Weise wurden innerhalb der damaligen EU Positionen einer sozialpartner-
schaftlich orientierten Interessenvertretung gestärkt; die in dieser Zeit breit diskutierte 
„Modernisierung“ der Gewerkschaften verstand sich gleichermaßen als notwendige 
Europäisierung der Gewerkschaftsarbeit wie als Orientierung auf Gestaltung anstelle 
von „Gegenmacht“ (vgl. Mückenberger et al. 1996), wozu insbesondere die weitere 
Stärkung der Betriebsräte gehörte (vgl. Kommission Mitbestimmung 1998). Von den 
anderen Ländern wiederum wurden die deutschen Betriebsräte und Gewerkschaften, 
namentlich die IG Metall, als Verkörperung sowohl von sozialpartnerschaftlicher 
Kompetenz als auch organisatorischer Stärke, als besonders starke Player für Europa 
adressiert (z. B. Turner 1993). So kann von einer hegemonialen Position des „deut-
schen Produktionsmodells“ im Europa der späten 80er und Beginn der 90er Jahre 
gesprochen werden.  
‚Auf der anderen Seite’, also aus der Perspektive Mittelosteuropas, waren die Aus-
richtungen der politischen Reformbewegungen auf westliche Vorbilder immer um-
stritten gewesen; in den 80er Jahren allerdings fand eine deutliche Orientierung der 
gesellschaftlichen Reformbewegungen auf sozialdemokratische Grundwerte und 
Marktwirtschaft statt: „Neben der ‚führenden Rolle der Partei‘ wurde in den achtziger 
                                                          
3  In Bezug auf die Automobilindustrie schreibt Walter Müller-Jentsch (1995: 68): „The 
basis of cooperation in this industry is a broad understanding that the restructuring of 
production and the labor process must serve a double goal: to increase productivity and 
product quality on the one hand and to improve working conditions on the other.“  
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Jahren ‚der Markt‘ zum Symbol der Systemopposition“ (Tatur 1991: 244; vgl. auch 
Kühn 1999; Mänicke-Gyöngyösi 1991). Leitbild war ein Kapitalismus, der ökonomi-
sche Effizienz mit starken Kollektivakteuren und Kollektivverhandlungen auf allen 
Ebenen der Gesellschaft verband (vgl. Bluhm 2007: 90f.). Bald nach 1989 brachen 
aber die konzeptionellen Unterschiede der Oppositionsbewegungen auf und es ent-
standen – grob typisiert – ein ultraliberaler Flügel, in dem sich zumeist die Regierungs- 
und Wirtschaftseliten wiederfanden, ein national-konservatives Spektrum, und dazwi-
schen eine eher sozialdemokratische Marktorientierung mit der Perspektive einer 
weitgehenden sozialen Absicherung und Mitgestaltung seitens der Gewerkschaften 
und Belegschaften (vgl. Hausner 1998; Modzelewski 1996; Tatur 1994). Die letzte 
Position fand sich insbesondere in den damaligen ökonomischen Kernen der MOE-
Wirtschaften, die auf Modernisierung ihrer Betriebe und damit auf Anschluss an west-
liche Standards hofften – und zwar insbesondere auch, was ihre Akzeptanz als Ge-
werkschaften und Gestaltungsakteure betrifft (vgl. Interviewauszüge in Hürtgen 2008: 
insbes. 231, Fn 173). Immer wieder waren sie es, die gegen eine nur einseitig unter-
nommene Liberalisierung und Privatisierung einen sozialen Dialog und eine Sozial-
partnerschaft einklagten (vgl. z. B. Tagungsdokumentation 1996).  
In dieser Perspektive, dem Einklang von ökonomischer Modernisierung, sozialer 
Entwicklung und gewerkschaftlicher Mitgestaltung, trafen sich also deutsche Betriebs-
räte und viele mittelosteuropäische Gewerkschafter, besonders in den neu entstehen-
den Standorten der transnationalen Konzerne. Darüber hinaus schienen gerade die 
deutschen Gewerkschaften und Betriebsräte (neben den auch oft genannten schwedi-
schen) dieses Ansinnen und die Möglichkeit seines Gelingens zu repräsentieren. Ein 
solcher ‚Vorbildcharakter’ war wiederum auch verbreitetes Selbstverständnis auf deut-
scher und EGB-Seite: es ging aus dieser Sicht darum, den Belegschaften in Mittelost-
europa zu helfen, auch bei ihnen „normale“ Gewerkschaftsstrukturen aufzubauen, 
wobei „starke Gewerkschaften wie die IG Metall in Deutschland eine besondere Ver-
antwortung“ dabei hätten (Debatte 1996: 321; vgl. in dieser Perspektive bspw. auch 
Seideneck 1996; Tholen et al. 2006: 81ff.).  
Es scheint sinnvoll, diese starke, hegemoniale Position des deutschen Produkti-
onsmodells im Europa der frühen 90er Jahre einzuordnen in eine in den verschiede-
nen Ländern Europas und auf der europäischen Ebene selbst ausgetragene Auseinan-
dersetzung um ein postfordistisches Wachstumsmodell oder, wie Max Koch (2003) es 
nennt, um einen „postfordistischen Produktivitätspakt“. Ähnlich wie die Debatte um 
die osteuropäischen Länder als Industriegesellschaften (Damus 1998) hebt auch das 
Fordismus-Konzept der Regulationstheorie auf die industriepolitischen und wirt-
schaftlichen Gemeinsamkeiten des kapitalistischen Westens und der industrialisierten 
realsozialistischen Länder ab. Die Phase der Nachkriegsentwicklung wird für Westeu-
ropa und Nordamerika dabei gezeichnet als idealtypische Verbindung von Massen-
produktion und -konsumtion, ökonomischem Wachstum und Vollbeschäftigung und 
einem weitreichenden sozialen Konsens zwischen den Kapitalfraktionen, den Ge-
werkschaften und dem Staat, die auf korporatistischen und wohlfahrtsstaatlichen Mo-
di basieren (Aglietta 1976). Die industrialisierten MOE-Länder dieser Zeit dagegen 
werden mit dem Begriff des „halben Fordismus“ gefasst. Es handelte sich um Indust-
rieländer mit der ebenfalls typischen, häufig sogar noch „auf die Spitze“ getriebenen 
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zentralisierten Massenproduktion (Murray 1990; Voskamp/Wittke 1990), allerdings 
ohne wirkliche politische Einbindung von Arbeiterbewegung und Gewerkschaften, 
mit der Folge nicht nur von schlechten Konsumtions-, sondern auch von schlechten 
Arbeitsbedingungen (Lipietz 1991).  
Der analytische Zugang über das Fordismus-Konzept ermöglicht es, die in den 
MOE-Ländern verbreitete Perspektive auf einen sozialen Kapitalismus nicht allein als 
Frage der Einstellung oder der Diffusion westlicher Werte aufzufassen, sondern auch 
als eine Auseinandersetzung mit ihrer eigenen sozialen Situation. Und in der Tat ging 
es bei den politischen Reformansinnen der späten 80er und frühen 90er Jahre nicht 
allein um die damals in der politischen Öffentlichkeit herausgestellte „Massenkonsum-
tion“, sondern wesentlich auch um die Modernisierung der Produktion sowie um die 
Etablierung von „wirklichen“ Gewerkschaften und Arbeitnehmerrechten. In Anleh-
nung an Tatur (1989) kann von den Reformbewegungen, auch ihren sozial ausgerich-
teten Teilen, als Modernisierungsbewegungen gesprochen werden, wobei es galt, die 
„staatssozialistische Variante des Fordismus“ zugunsten einer modernisierten und 
sozial ausgerichteten Industriestruktur zu überwinden (vgl. Land 1994 sowie die 
Selbstdarstellung des Sozioökonomischen Panels, Soeb 2011).4 Zur sozialen Moderni-
sierung des Produktionsmodells gehörten in besonderem Maß die Anerkennung von 
Gewerkschafts- und Arbeitnehmerrechten und die Einbeziehung der nunmehr selbst-
bewusst gewordenen Belegschaften – andernfalls drohe ein traditionalistischer Rück-
fall in den Fordismus (Bluhm 1991; Federowicz/Levitas 1995). Damit aber war die 
Fragestellung in weiten Teilen Mittelosteuropas, nämlich die Suche nach einem 
postfordistischen Wachstumspakt, vergleichbar mit dem, was sich in den westeuropäi-
schen Ländern abspielte, und die Belegschaften und Gewerkschaften in Mittelosteu-
ropa konnten sich umso mehr auf die dortigen Auseinandersetzungen und ihre – wie 
damals geglaubt – Lösungsperspektive in Richtung eines dem deutschen Produkti-
onsmodell ähnlichen Kompromisses beziehen.  
In eben dieser Perspektive stimmten zahlreiche Belegschaften in Mittelosteuropa 
für eine Übernahme durch ausländische, besonders deutsche Investoren: diese stan-
den für die Verbindung von moderner Produktion mit starken Arbeitnehmerrechten, 
die sie endlich durchzusetzen hofften, während die eigenen Betriebsleiter zumeist als 
besonders gewerkschaftsfeindlich eingeschätzt wurden (vgl. z. B. Tittenbrun 1992: 
619f.; Hürtgen 2008: 114 ff.).  
Um es zusammenzufassen: Im Europa der frühen 90er Jahre hatte längst ein Pro-
zess stattgefunden, in dem soziale Gruppen und Akteure „ihre soziale Stellung auch 
im europäischen Rahmen interpretieren“ (Heidenreich 2006: 18). In den europäischen 
Ländern inklusive der Länder Mittelosteuropas, und hier sogar in besonderem Maße, 
fanden die Auseinandersetzungen um die je nationalen sozialen und wirtschaftlichen 
Umbrüche, die sich als Ringen um eine gelingende Überwindung des fordistischen 
Produktions- und Gesellschaftsmodells fassen lassen, keineswegs allein in nationalem 
                                                          
4  Die Betonung eines ebenso notwendigen Umbaus in Richtung einer ökologischen Ent-
wicklung war dabei zwar stärker in den politischen, als in den Reformgewerkschaftsbewe-
gungen vorhanden, hier aber durchaus auch anzutreffen (vgl. Solidarnosc-Informations-
Bulletin 1988). 
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Rahmen statt. Vielmehr waren die nationalen Debatten verwoben mit Fragen einer 
europäischen Entwicklungsperspektive, wobei das deutsche Produktionsmodell mit 
seiner spezifischen Kombination aus sozialer und ökonomischer Modernisierung und 
den starken Gewerkschaften und Betriebsräten nicht als nur besonders attraktiv er-
schien, sondern auch über die o.a. sozialpartnerschaftliche Orientierung in der EU 
gestärkt wurde.  
Folgt man dieser Analyse, dann ist der von Klemm et al. diagnostizierte ausge-
prägte Allgemeinvertretungsanspruch deutscher Betriebsräte nicht allein Ausdruck 
ihrer Position in der Bundesrepublik Deutschland, sondern ebenso auch der starken 
deutschen Position in Europa. Gerade die deutsche Wirtschaft und die deutschen 
industriellen Beziehungen schienen ein sinnvolles Ankunftsprojekt darzustellen. Diese 
starke Position war selbst immer auch umstritten (bspw. von Konzeptionen, die stär-
ker auf „Gegenmacht“ setzten, auch solche finden sich in Mittelosteuropa (s. Hürtgen 
2008: 107ff.). Aber festzuhalten bleibt, dass es auf der Suche nach einem 
„postfordistischen Prosperitätspakt“ einen europäischen Raum der Auseinanderset-
zung gegeben hat, der selbst als normativ strukturiert angesehen werden muss, und in 
dem deutsche Gewerkschaften und Betriebsräte eine hegemoniale Position inne hat-
ten.  
High tech für Niedriglohn  
Vor diesem Hintergrund scheinen mir die von Klemm et al. aufgefundenen Deu-
tungsmuster im Solidaritätsverständnis etwas ganz anderes darzustellen als kommuni-
kativ festgefahrene nationale Kulturunterschiede. Die nach Klemm et al. typische 
Zurückweisung des deutschen Allgemeinvertretungsanspruchs scheint mir vielmehr 
ein Hinweis auf die in weiten Teilen verlustig gegangene hegemoniale Position der 
deutschen Betriebsräte, was abermals als Mehrebenenprozess beschrieben werden 
kann:  
Auf der europäischen Ebene entwickelte sich vor allem in den 90er Jahren eine neue 
Form der Integration, die seither als „wettbewerbsstaatliche Integrationsweise“ 
(Ziltener 1999) bezeichnet wird. Die EU definiert Korridore von Vorgaben, bspw. 
eine Erhöhung der Beschäftigungsquote, deren Umsetzung aber wird weitestgehend 
den einzelnen Nationalstaaten überlassen. Auf diese Weise findet zwar die Entwick-
lung eines einheitlichen Wirtschaftsraums im Sinne einer Liberalisierung für Güter, 
Kapital, Arbeitskräfte und Dienstleistungen statt, zugleich aber bleiben zentrale Para-
meter der Beschäftigungs- und vor allem Sozialpolitik programmatisch national defi-
niert. Europäisierung bedeutet so wesentlich, „dass innerhalb der EU die Standort-
konkurrenz und die Kämpfe um Machtverteilung, die aus dieser Ungleichheit entste-
hen, zwischen den Nationalstaaten als zentralen Akteuren ausgetragen wird“ (Deppe 
2003: 182).5 Politisch wurde diese „wettbewerbsstaatliche Integrationsweise“ zuerst 
                                                          
5  Aus juristischer Perspektive formulieren es Sonja Buckel und Lars Oberndörfer (2009: 19) 
so: „Die Aufhebung des fragmentierten gemeinsamen Marktes sollte nicht mehr im Wege 
der Rechtsangleichung, sondern über das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung nationa-
ler Standards und damit über einen Wettbewerb der Rechtsordnungen geschaffen wer-
den.“ 
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gegenüber den MOE-Ländern, damals noch Beitrittskandidaten, als „Naben- und 
Speichensystem“ durchgesetzt (Bohle 2002). Zu dieser Entwicklung gehört, dass die 
Hoffnungen auf Mitsprache und Sozialpartnerschaft sich nur zu sehr geringen Teilen 
erfüllten: an die Stelle der erhofften europäischen Tarifverhandlungen und anderer 
Aushandlungsprozesse auf EU-Ebene trat vielmehr eine Einbindung von Gewerk-
schaften, ohne dass von einer europäischen Sozialpartnerschaft gesprochen werden 
kann. 
Auf der nationalen Ebene fanden sich die MOE-Länder weder in einem 
postfordistischen Wachstumsmodell, noch auch nur in einem „nachholenden Fordis-
mus“ wieder, sondern in einer Wirtschaftssituation, die als rigide, ungebremste Form 
des Neoliberalismus beschrieben wurde (Bohle 2002). In der europäischen und globa-
len Konkurrenz um Kapitalinvestitionen setzten die MOE-Regierungen zumeist auf 
eine angebotsorientierte Politik der niedrigen Arbeitskosten (mit teilweise hochgradig 
flexibilisierten und prekarisierten Beschäftigungsverhältnissen) und auf steuerliche 
Sonderkonditionen, namentlich in Sonderwirtschaftszonen.6 Auf diese Weise konnte 
Mittelosteuropa erfolgreich auch hochtechnologische Produktionskapazitäten erlangen 
(s.u.), allerdings ohne dass daraus die erhofften Effekte der Verclusterung, des „Spill-
Over“ oder gar ein Modell nationaler oder regionaler Entwicklung entstanden. Auf 
der nationalen Ebene der Bundesrepublik wiederum gab es einen derart weitreichen-
den Umbau des deutschen Produktionsmodells, dass fraglich ist, ob ein solches über-
haupt noch besteht (Höpner 2005; Höpner/Streeck 2003; Boyer 2006). Häufig ist 
derzeit von einer „Hybridisierung“ der „Deutschland AG“ die Rede, oder auch von 
einem „eingebetteten Neoliberalismus“ im Unterschied zum „ungebremsten Neolibe-
ralismus“ in Mittelosteuropa (Bohle 2002).  
Es ist dieser politische Kontext, in dem schließlich auf der Unternehmensebene ent-
scheidende Veränderungen in der Ausrichtung und Funktion der MOE-Auslands-
standorte stattfanden: Diese entwickelten sich zu weiten Teilen weg von arbeitsinten-
siven „low tech“-Standorten hin zu hochtechnologischen, mit Westdeutschland 
gleichwertigen, mitunter sogar überlegenen Kapazitäten (einen guten Überblick für die 
Automobilindustrie geben Blöcker 2009 sowie Bernaciak/Scepanovic 2010; für die 
IT-Industrie vgl. Hürtgen 2009). In der gestiegenen Kostenkonkurrenz konnten 
transnationale Firmen eine nationale und europäische Politik, die Löhne und Soziales 
zum unmittelbaren Wettbewerbsfaktor machten, erfolgreich nutzen.  
In dieser hier in aller Kürze skizzierten Konstellation scheint mir das von Klemm 
et al. diagnostizierte wechselseitige Solidaritäts(miss)verständnis weit mehr zu reprä-
sentieren als eine nicht bewusste kulturelle Prägung. Wie die Autoren an einer Stelle 
selbst schreiben, geht es bei den Deutungszugängen der EBR-VertreterInnen um die 
jeweilige „Auslegung der aktuellen Lage in Europa“ (Klemm et al. 2011a: 306). Dies 
scheint mir ein Hinweis darauf zu sein, dass die ehemals weitgehend verallgemeinerte 
Perspektive eines deutschen Entwicklungsweges ihre hegemoniale Kraft verloren hat, 
und dass an ihre Stelle eine Auseinandersetzung getreten ist, in der die MOE-
BelegschaftsvertreterInnen nun ihre eigene Sichtweise stark machen. Eine solche In-
                                                          
6  Zu den unterschiedlichen Wegen und Tempi der einzelnen MOE-Länder vgl. Bohle/ 
Greskovits (2009).  
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terpretation erscheint angesichts weiterer Studien, wie z. B. von Bernaciak/Scepanovic 
(2010) und Dehnen (2010), naheliegend: Hier wird geschildert, dass es mit der Auf-
wertung der MOE-Standorte einerseits zu einer Annäherung zwischen den Beleg-
schaftsvertreterInnen von ost- und westeuropäischen Standorten kam, allerdings ohne 
dass sich so etwas wie eine gemeinsam geteilte Vorstellung von Standortentwicklung 
für alle abzeichnet. Stattdessen sind es nun verstärkt auch die MOE-Belegschafts-
vertreterInnen, die ihre Interessen bspw. nach höheren Löhnen zur Geltung bringen 
und den deutschen Ansichten entgegenstellen (um gleichzeitig Bedingungen an die 
deutschen VertreterInnen zu formulieren, unter denen sie bereit sind, deutsche Stand-
ortverhandlungen nicht zu unterlaufen). 
Eine solche Infragestellung der deutschen Entwicklungsperspektive als allgemein 
gültiger ist auch genau das, wovon Klemm et al. berichten: Ein von ihnen zitierter 
tschechischer Gewerkschafter spitzt zu, dass das deutsche Solidaritätsverständnis hier, 
in Tschechien, wo man „mit der Fresse in der Erde wühlen“ muss, nicht angebracht 
sei, aber das würden die Deutschen erst begreifen, wenn es ihnen genauso gehe. Der 
tschechische Interviewpartner bestreitet hier also die Sichtweise der deutschen Betriebs-
räte, aber er macht noch mehr: er erklärt umgekehrt seine Bedingungen zu den allge-
meinen Voraussetzungen von Solidarität – so wie umgekehrt die deutschen Betriebs-
räte ihre Perspektive zu der allgemein richtigen in der Frage der Standortkonkurrenz 
in Europa erklären. In ihrem Selbstverständnis mögen die deutschen Betriebsräte 
noch stärker als andere EBR-Mitglieder „Normenentrepreneure“ 7  sein, aber eben 
diese Sichtweise wird ihnen von den mittelosteuropäischen EBR-VertreterInnen be-
stritten.8 Es geht also um die Deutungshoheit bezüglich dessen, was in Europa pas-
siert, welches die zentralen, welches die typischen und relevanten Entwicklungen sind 
– und wie von Belegschaftsseite darauf zu reagieren ist.  
                                                          
7  Als „Normenunternehmer“ oder „normative enterpreneur“ werden nichtstaatliche Akteu-
re eines anderen Landes oder mehrerer anderer Länder verstanden, klassischerweise 
NGOs, die auf indirekte Weise das nationale Regelungssystem, auf das sie treffen, verän-
dern, namentlich durch Änderung von Überzeugungen und damit Beeinflussung der dor-
tigen Akteure (vgl. Finnemore/Sikkin 1998).  
8  Ein interessanter Hinweis, dass auch aus deutscher Sicht die Verallgemeinerung des deut-
schen Produktionsmodells nicht mehr auf der Tagesordnung steht, findet sich bei Klemm 
et al. in der ganz nebenbei angesprochenen Bemerkung, die deutschen Betriebsräte wür-
den ihre MOE-KollegInnen eher als „Missstand“ betrachten (Klemm et al. 2011a: 309). 
In der Tat hat sich die Debatte gewandelt: von einer Verallgemeinerung der deutschen 
ökonomischen und sozialen Stärke hin zum Kampf um ihren Fortbestand ohne Mittelost-
europa. Ein Indiz für diese Wendung ist die von Gewerkschaftsseite gern aufgegriffene 
Debatte um „Rückverlagerungen“ und deren Interpretation als eine Art „eigentlicher“ 
Zuständigkeit für diese Produktion in Deutschland. Das Verlustiggehen des Rheinischen 
Kapitalismus als gesamteuropäische Perspektive wird auch von Fritz Scharpf thematisiert, 
der für ein Europa unterschiedlicher Geschwindigkeiten plädiert (Scharpf 2008), ein Vor-
schlag, der interessanterweise von Gewerkschaftsseite nicht so sehr aufgegriffen wird.  
326  Kontroverse: Stefanie Hürtgen: Europäische Interessenvertretung – eine Frage der nationalen Kultur? 
 
Dass sich die MOE-BelegschaftsvertreterInnen dabei weniger als vorher als ‚Ler-
nende’ auf dem Weg nach Europa verstehen,9 sondern sich selbst nun als Vorreiter 
der Entwicklungen sehen, scheint vor dem Hintergrund des bereits erwähnten 
„upgrading“ der Standorte nicht abwegig. Ökonomisch waren die MOE-Standorte mit 
dieser Entwicklung nicht länger von ihren Müttern oder Stammsitzen geführte Betrie-
be, sondern sie entwickelten sich zu organisatorisch und rechnerisch selbständigen 
Einheiten (vgl. Bluhm 2007; Hürtgen 2009). Damit sah man sich in seinen ökonomi-
schen Kompetenzen, Kapazitäten und Fähigkeiten auf Augenhöhe, mitunter drehte 
sich das Verhältnis sogar um, wurden in MOE-Standorten moderne Technologien 
und Organisationstechniken zuerst angewandt (Blöcker 2009). Allerdings verband sich 
dieses ökonomische Upgrading nicht oder nur bedingt mit einem sozialen. An die 
Stelle der Einheit von sozialer und ökonomischer Modernisierung trat die Fortexis-
tenz von relativ niedrigen Löhnen sowie neue Erscheinungen wie befristete Arbeits-
verhältnisse, Arbeit auf Abruf, Leiharbeit usw. (Hürtgen et al. 2009: 233f.; Jürgens/ 
Krzywdzinksi 2010).  
Eine Entwicklung hin zu einem „postfordistischen Prosperitätspakt“ hat also in 
Mittelosteuropa nicht nur national, sondern auch an den einzelnen Standorten wei-
testgehend nicht stattgefunden. Anstelle einer ökonomischen und sozialen Modernisie-
rung erleben die Belegschaften und ihre Vertretungen eine ökonomische Modernisie-
rung ohne soziales Upgrading in einer unerwarteten Kombination: high-tech für Niedrig-
lohn (Hürtgen et al. 2009).10 Damit ist einer vor allem von Deutschland verkörperten 
Ankunftsperspektive faktisch widersprochen. An die Stelle des erhofften 
postfordistischen Prosperitätspaktes ist in MOE-Unternehmen und -Gesellschaft ein 
Diskurs der notwendigen Minimierung sozialer Ansprüche getreten, insbesondere in 
den von Verlagerung in den „Osten des Ostens“ und nach China betroffenen Bran-
chen, wo der Verweis auf zu hohe Löhne und Sozialstandards ganz ähnlich wie in 
Deutschland zum gängigen Repertoire der Managementargumentation gehört (ebd.: 
233 ff.).  
Kurz: Abermals kann man die Deutungsmuster von Euro-Betriebsräten als hand-
lungsrelevante Sinndeutungen nur angemessen konzipieren, wenn man den transna-
tionalen Raum der normativen Auseinandersetzung mit berücksichtigt. Hier fanden in 
den letzten Jahren paradigmatische Veränderungen hin zu einer wettbewerbsstaat-
lichen Integration statt, die nicht nur je nationale postfordistische Klassenkompromis-
se verhindert oder stark geschwächt haben, sondern die auf der europäischen Ebene 
                                                          
9  Als ein weiteres Indiz für das Scheitern einer sozialdemokratisch ausgerichteten 
postfordistischen Modernisierung kann das Entstehen einer „neuen Generation von Ge-
werkschafterInnen“ in einigen MOE-Ländern angesehen werden, die sich vehement von 
jeglicher politischer Identifikation ihrer Vorgänger distanzieren und auf einen unpoliti-
schen Pragmatismus setzen (vgl. Hürtgen 2005; Krzywdzinksi  2008).  
10  Ein unhinterfragter Gebrauch der tradierten Begriffe von Zentrum und Peripherie (vgl. 
Klemm et al. 2011a: 4f.) erscheint mir angesichts dieser hochdynamischen, längst auf 
Westeuropa ausstrahlenden Verschmelzung von Qualitäts- und Kostenwettbewerb in 
Mittelosteuropa und dem neu entstandenen ökonomischen Zentrum China sehr diskussi-
onswürdig (vgl. Hürtgen et al. 2009).  
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auch die hegemoniale Position des deutschen Produktionsmodells untergraben. Vor 
diesem Hintergrund und im Kontext einer sich zunehmend als Nullsummenspiel ent-
puppenden Standortkonkurrenz sind die Deutungsperspektiven der Beteiligten gerade 
auch als solche der Legitimation und der Deutungsmacht auf europäischer Ebene zu 
analysieren.  
Zur Analyse der jeweiligen Deutungsmuster können dann durchaus auch Ge-
wohnheiten und Beharrungsvermögen der Akteure vor einem je nationalen Hinter-
grund als Erklärungsfaktoren herangezogen werden. Eine habituelle „Verweigerung“, 
Strukturbrüche zu erkennen, sondern sich an (ursprünglich erfolgreichen) Normali-
tätsnormen weiter zu orientieren, auch wenn diese faktisch schon nicht mehr vorge-
funden werden, ist zudem bereits für die betriebliche Ebene in Deutschland beschrie-
ben worden (Kotthoff 1998). Die Artikulation einer Art ‚pragmatischen Solidaritäts-
verständnisses’ in Mittelosteuropa mag wiederum ein Gutteil auf dortige nationale 
industrielle Beziehungen und die weit schwächer positionierten Betriebsräte zurückzu-
führen sein. In ihrer Qualität als jeweilige auf Allgemeinheit setzende Deutungsmuster 
sind beide Solidaritätsverständnisse allerdings nur in ihrer Interaktion, in ihrer Ausei-
nandersetzung auf europäischer Ebene zu verstehen.11 Eine alleinige Rückführung der 
vorgefundenen Deutungsmuster und Solidaritätsverständnisse auf nationale kulturelle 
Prägungen greift zu kurz. Sie reduziert die Auseinandersetzung auf der europäischen 
Ebene auf ein schlichtes Aufeinanderprallen von national vorgeformten Kulturen, und 
sie verdeckt die Eigenlogik der europäischen Dynamik, als eigener Ebene des Ringens 
um Legitimität, Deutungshoheit und Rechtfertigung.12  
Nationale Kulturen? 
Der Grundgedanke von national geprägten Solidaritätsvorstellungen, die dann auf 
Europa-Ebene in konfliktorischer Weise aufeinander treffen, scheint mir aber auch 
aus einem anderen Grund zu kurz zu greifen. Er beruht auf der Annahme eines wei-
testgehend homogenen Verständnisses von Solidarität und Interessenvertretung in 
einem gegebenen nationalen Rahmen. Diese Annahme ist aber insbesondere in der 
aktuellen gesellschaftlichen Umbruchsituation kaum noch aufrecht zu erhalten.  
Zunächst muss daran erinnert werden, dass das, was als nationales Modell gilt, 
selbst eine soziale Konstruktion darstellt. Offizielle, institutionalisierte und im media-
len und programmatischen Selbstverständnis reproduzierte Vorstellungen gehen im-
mer auch mit Ausschlüssen oder Marginalisierung anderer Ansätze einher, sie sind mit 
                                                          
11  Das gilt auch, wenn die Kommunikation nicht in einem offenen, fairen Streit, sondern 
‚hinter vorgehaltener Hand’ verläuft oder abgebrochen wird. Ein Nicht-Kommunizieren 
ist angesichts der schon herausgebildeten europäischen Zusammenhänge nicht mehr 
möglich. 
12  Richard Münch (2008) spricht von der „Konstruktion Europas als hegemoniales Projekt“ 
und betont, es stehe in Europa „nicht weniger als die bestehende Gesellschaftsordnung 
zur Disposition. Im Zentrum dieser gesellschaftlichen Legitimationskonflikte stehen in erster 
Linie Fragen der sozialen Gerechtigkeit“ (Münch/Büttner 2006: 84; Hervorh. im Orig.).  
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einem Wort umkämpft.13 Methodisch bedeutet dies, dass ein geronnenes nationales 
Selbstverständnis immer auch auf seine Gegentendenzen, seine internen 
Infragestellungen  hin befragt werden muss, um die zu untersuchenden Akteure auch 
als solche zu begreifen, die ihr eigenes Selbstverständnis gegen andere Tendenzen und 
Handlungsmöglichkeiten herstellen. Die von Klemm et al. reklamierte Selbstverständ-
lichkeit, mit der im nationalen Rahmen Solidaritätsnormen praktiziert würden, scheint 
mir bereits in diesem ganz generellen methodischen Sinne problematisch, läuft sie 
doch Gefahr, nationale Entitäten zu behaupten, wo es um sozial-kulturelle Auseinan-
dersetzung geht.  
Hinzu kommt, dass in der Bundesrepublik Deutschland – wie in vielen anderen 
europäischen Ländern – gerade in den letzten Jahren auch auf der ‚offiziellen’ und 
‚sichtbaren’ Ebene der Arbeitsverhältnisse institutionalisierte und normative Eviden-
zen fraglich geworden sind. Das Umkämpftsein von institutioneller und solidarischer 
Normalität scheint geradezu ein hervorstechendes Merkmal der Entwicklungen seit 
den 90er Jahren. Im Zentrum der Auseinandersetzung darüber, was als (neue) solidari-
sche Normalität gilt, stehen häufig die (westdeutschen) Betriebsräte und die Reichwei-
te ihres Vertretungsanspruchs. Man denke an die intensiven Diskussionen um Stand-
ortbündnisse und andere Formen der „Verbetrieblichung“ der Tariflandschaft, insbe-
sondere in Ostdeutschland (Artus 2001), an die Frage, welche Rolle prekär Beschäftig-
te, vor allem LeiharbeitnehmerInnen, in den Betrieben spielen und wie sie dort vertre-
ten werden können (Wassermann/Rudolph 2007), an den „Bruch gewerkschaftlicher 
Solidarität zwischen west- und ostdeutschen Metallern“ (Hengsbach 2011: 14) im 
Zuge des Streiks zur Durchsetzung der 35-Std.-Woche in Ostdeutschland im Jahr 
2003, oder an die auch nach der Reform des BetrVG fortbestehende Problematik 
einer mitbestimmungsfreien Zone in den Klein- und Mittelbetrieben (vgl. Wasser-
mann 2005). Diese und viele andere Beispiele zeigen, dass von einem auch nur relativ 
einheitlichen nationalen Solidaritätsverständnis nicht ausgegangen werden kann. Um-
gekehrt finden sich jene Fragen, die Klemm et al. für die europäische Ebene herausar-
beiten, nämlich wer wessen Interessen verallgemeinert und in wessen Namen spricht, 
und wer sich umgekehrt im formulierten Allgemeinen nicht wiederfindet und darum 
eine autonome, nichtbevormundende Artikulation einklagt, in vielen der angespro-
chenen ‚innernationalen’ Auseinandersetzungen wieder.  
Die Dynamik der industriellen Beziehungen und der Interessenvertretung kann 
heute also weniger denn je nur als eine von nationalen Strukturzusammenhängen ge-
fasst werden. Vielmehr müssen Entwicklungen in die Analyse einbezogen werden, die 
sich ‚unterhalb’ der nationalen Ebene abspielen, die aber zugleich viele europäische 
Länder betreffen (wenn auch nicht auf gleiche Weise). Aus meiner Sicht sind das vor 
allem drei Strukturentwicklungen, die ihrerseits mit dem bereits skizzierten 
Epochenbruch auf nationaler und europäischer Ebene zusammenhängen:  Die erste 
Entwicklung beinhaltet die mit der Globalisierung und der Ausrichtung auf eine nati-
                                                          
13  So hat z. B. Peter Birke (2007) darauf hingewiesen, dass ein kollektives Selbstverständnis 
von Deutschland als dem Land von vernünftigen, ausgehandelten Sozialbeziehungen nur 
existieren kann, wenn zentrale gegenläufige Prozesse wie wilde Streiks aus der Erinnerung 
und Wahrnehmung verdrängt werden. 
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onale angebotsorientierte Politik zusammenhängende Regionalisierung (Jessop 1997) 
oder, wie es in neueren Debatten heißt, Heterogenisierung der sozialen Raumgefüge, 
allen voran des Nationalstaates (vgl. Heeg 2001; Harvey 2006): Wesentlich über Stra-
tegien wirtschaftspolitischer Aufwertung entstehen „glokalisierte institutionell-
organisatorische Konfigurationen“, die aber nicht den Abbau des Staates signalisieren, 
„sondern seine Reterritorialisierung auf mehreren räumlichen Ebenen“ (Brenner 1997: 
11). Besonders ausgeprägt in Mittelosteuropa, aber auch in der Bundesrepublik, ent-
stehen neue regionale Gegensätze, beispielsweise in Form eines Aufstiegs neuer urba-
ner Zentren und des Niedergangs traditioneller Industrieregionen oder der völligen 
Deindustrialisierung kleinstädtisch-ländlicher Regionen (vgl. Tatur 2004). Die zweite 
Entwicklung bezeichnet eine wachsende innergesellschaftliche Aufspaltung in ein 
fortexistierendes Normalarbeitsverhältnis hier und eine hohe Anzahl prekärer oder 
auch anormal Beschäftigter dort (vgl. Castel 1995; Holst/Nachtwey/Dörre 2009). 
Beide Entwicklungen zusammengenommen (Prekarisierung – einschließlich der Aus-
weitung niedriger Löhne – und Re-Territorialisierung) scheinen sich nicht nur als 
wachsende Ungleichheiten innerhalb der ost- wie westeuropäischen Länder zu manifes-
tieren (Münch/Büttner 2006: 82ff.), sie betreffen vor allem längst auch unmittelbar die 
Regulierung der je nationalen industriellen Beziehungen. Darauf verweist z. B. die in 
Mittelosteuropa seit längerem geführte Diskussion über eine dortige „Dualisierung“14 
von Wirtschaft und Gesellschaft und die Rolle der stark segmentierten Arbeitsmodel-
le, vor allem zwischen großen und kleinen sowie in- und ausländischen Unternehmen 
(Bluhm 2007: 199ff.; Jürgens/Krzywdzinksi 2010).15 In besonderem Maße gilt hier, 
was aber als Problematik auch für andere Länder in Europa verallgemeinert werden 
kann: dass Vertreter von (Kern-)Belegschaften großer transnationaler Markenkonzer-
ne eher als Besonderung, als Spezifikum eines nationalen Systems von Arbeitsbezie-
hungen gefasst werden müssen, jedenfalls nicht einfach als dessen Repräsentanten 
unterstellt werden können.   
Die dritte, damit zusammenhängende und für die hiesige Debatte wohl am un-
mittelbarsten relevante Entwicklung scheint mir sinnvoll als Prozess der 
Verbetrieblichung beschrieben. Damit ist nicht nur die deutsche Entwicklung weg vom 
Flächentarif gemeint, sondern auch eine auf Standorte und Standorterhalt ausgerichte-
te gewerkschaftliche und Belegschaftspolitik. Belegschaftsvertretung ist in dieser Per-
spektive zunehmend „entbettet“, es findet eine „Verschiebung sozialer und arbeitspo-
litischer Regelungsfunktionen auf das einzelne Unternehmen“ statt (Schulten 1995: 
104); prioritäre Aufgabe ist nun die Unternehmens- und Standortsicherung. Katharina 
                                                          
14  Eine „duale Ökonomie“ meint die Aufspaltung in weithin desintegrierte hochmoderne 
Produktionsinseln bei gleichzeitiger Abkopplung und „Traditionalisierung“ eines Groß-
teils der ‚restlichen’, oft heimischen Industrie (für Mittelosteuropa vgl. Jürgens/ 
Krzywdzinksi 2010: 207ff.; Szalavetz 2004). 
15  Insbesondere in Polen, wo die Privatisierung verglichen mit Ungarn und Tschechien eher 
selektiv stattfand, schlug sich die unterschiedliche regionale Entwicklungsdynamik in ei-
nem „Systemdualismus“ von Gewerkschaftspolitik und Arbeitsbeziehungen nieder, mit 
konservativen Hochburgen der altindustriellen Verankerung hier und schwierigem Auf-
bau und Neuausrichtung von Gewerkschaftsstrukturen in den ausländischen Standorten 
dort (Jarosz 2005). 
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Bluhm (2007) eruiert ein Modell der Arbeitspolitik „rationalisierter Bindung“, das in 
den Standorten von Deutschland und Mittelosteuropa gleichermaßen auf eine Koope-
ration zwischen Belegschaften und Management zur Standortsicherung abzielt. Hin-
tergrund ist in beiden Regionen – gewissermaßen von den entgegengesetzten Polen 
kommend – eine Revision von high-road-Strategien hier (Deutschland) und low-road-
Strategien dort (Mittelosteuropa), so dass beide Regionen sich in einer „Verschmel-
zung von Kosten- und Qualitätswettbewerb“ wiederfinden (Bluhm 2007: 280). Die 
auf den einzelnen Standort ausgerichtete Politik wird in Mittelosteuropa noch beför-
dert durch einerseits durchaus starke (!) Betriebsräte in den großen Auslandstöchtern, 
andererseits einer Schwäche der nationalen Verbände, bei gleichzeitigem arbeitspoliti-
schem Rückzug des Staates, so dass bestehende rechtliche Regelungen und Normie-
rungen kaum als gesellschaftlich-nationale verallgemeinert werden können (ebd.: 
104ff.). 
Trifft diese Analyse einer „Konvergenz“ (Bluhm) von Belegschaftsvertretung in 
transnationalen Konzernen in Form einer verbetrieblichten und versachlichten 
(Bluhm: rationalisierten) Ausrichtung auf Standortsicherung zu, dann müssen und 
können Analysen von Legitimations- und Deutungsmustern von Euro-Betriebsräten 
an diese Befunde anknüpfen. Bereits seit längerem wird eine „transnationale 
Verbetrieblichung“ (Schulten 1995) oder auch ein „Euro-Unternehmens-
korporatismus“ debattiert (vgl. dazu auch Ziltener 2000; Keller 1996); aus meiner 
Sicht hat sich diese Entwicklungstendenz als die entscheidende herausgestellt, als 
„Verbetrieblichung auf europäischem Niveau“ (Hürtgen 2008) – in genau dem Sinn, 
dass sich die BelegschaftsvertreterInnen im EBR nicht mehr vorrangig als Vertrete-
rInnen nationaler Kulturen begegnen, denn sie erleben ihre nationale Einbindung 
nur noch als relative, dafür die Problematik der notwendig eigenständigen Vertre-
tung ‚ihrer’ Belegschaft als vorrangig; die nationalen Regelungssysteme sind relati-
viert (Schulten 1995: 107). Eine solche Verbetrieblichung auf europäischem Niveau 
steht dabei keineswegs im Widerspruch zu der Tatsache, dass – wie in der Forschung 
breit dokumentiert – die Belegschaftsvertreter im EBR selbst oft mit nationalen Kul-
turunterschieden und Mentalitäten argumentieren. Solche Argumentationsfiguren 
sollten aber nicht einfach beim Wort genommen, sondern müssen als soziale Kon-
struktionen verstanden werden: als ganz eigene Legitimationsfigur im Spannungsfeld 
einer verbetrieblichten Konkurrenz um Produktionsvolumina, z. B. wenn mit Hinweis 
auf eine deutsche, vermeintlich entwickeltere Arbeitskultur der Produktionszuschlag 
als „verdient“ aufgefasst wird (vgl. Hürtgen 2008: 129ff.). „Solidarität“, beispielsweise 
im Sinne eines Informationsaustausches, beruht dann umgekehrt wesentlich darauf, 
allen beteiligten Standorten und ihren Belegschaften eine moderne und leistungsfähige 
Kultur zu attestieren, so jedenfalls meine Befunde (ebd.: 162ff.). 
Kulturelle Praxen  
Die hier dargelegten kritischen Ausführungen sind keine Einwände gegen einen kul-
tursoziologischen Ansatz in der Erforschung industrieller Beziehungen und von Euro-
Betriebsräten. Gegen eine immer noch verbreitete Annahme der „Diffusion“ westli-
cher Werte und Praktiken in sich „entwickelnde“ Länder (vgl. z. B. Pickel/Lauth 
2009) können besonders kultursoziologische Untersuchungen auf die praktisch-
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kulturelle Hervorbringung, Eigen-Konstruktion und Neu-Kombination von Deu-
tungs- und Handlungsmustern verweisen. Auch die Notwendigkeit, sich genauer mit 
den Deutungsmustern und Normvorstellungen auf der europäischen Ebene zu befas-
sen, um auf diese Weise den (kulturellen) Prozess der Auseinandersetzung und Kon-
struktion von z. B. Solidaritätsverständnissen in den Blick zu nehmen, ist absolut ein-
sichtig.  
Allerdings braucht es dazu selbst ein anderes Verständnis von „Kultur“ als jenes, 
das mit Andreas Reckwitz (2005) als „Heterogenitätsmodell“ bezeichnet werden kann. 
Ihm liegt die Annahme von „distinktiven, einander ausschließenden Kulturen“ zu-
grunde, womit die Gefahr einer „Verdinglichung“ dieser dann „scheinbar fixen Sinn-
grenzen“ besteht (ebd.: 106).16 Reckwitz schlägt stattdessen einen „praxeologischen“ 
Zugang vor, der nicht einander scheinbar fremde Sinnsysteme zum Ausgangspunkt 
nimmt, sondern die Analyse von zunächst „homogen“ erscheinenden Praxen. Als eine 
solche Praxis könnte beispielsweise die Belegschaftsvertretung in EBRs angesehen 
werden. Mit dem Ausgangspunkt der (kulturellen) Praxis seien die zu untersuchenden 
Verhältnisse dann nicht mehr als prinzipiell different oder ähnlich zu beschreiben, 
sondern als sowohl in bestimmter Hinsicht different wie in bestimmter Hinsicht ähn-
lich.17  
Ein solcher dynamischer, Differenz und Ähnlichkeit von vornherein gleicherma-
ßen in den Bereich des Möglichen in Betracht ziehender kulturtheoretischer Zugang 
scheint mir für die Europäisierungsforschung der angemessene. Er vermeidet nationa-
le Essentialisierungen und könnte damit konzeptionell eine auf den unterschiedlichen 
Ebenen miteinander verschränkt ablaufende Dynamik aufnehmen, die das hervorste-
chende Merkmal des Europäisierungsprozesses ist. Das, was den je ‚eigenen kulturel-
len Kontext’ der Akteure darstellt, ist dann nicht einfach als nationale Kultur voraus-
gesetzt, sondern selbst Gegenstand einer offenen Forschungspraxis, die ihrerseits die 
Mehrebenendynamik auch handlungstheoretisch ernst nehmen sollte.   
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